
4 | 2021, Interviews, Südostasien,
Autor*in: Simon Kaack

Repressive Polizeiprogramme – made
in the USA

Eine Nachbildung des Alltags im südvietnamesischen Côn Sơn Gefängnis, welches in den 1960er und
1970er Jahren mit US-amerikanischer Unterstützung unterhalten wurde. © Paul Arps, CC BY 2.0, Flickr

Südostasien: Viele Missstände in den Polizei- und Sicherheitsapparaten Südostasiens gehen auf
ausländische Einflussnahme zurück. Die USA betrieben, vor allem im Rahmen des Kalten Krieges,
aggressive und repressive Sicherheitskooperationen, oft getarnt als Entwicklungszusammenarbeit.

Trigger Warnung: Dieser Artikel enthält Hinweise auf Rassismus, Misshandlungen und
Gewalttaten.
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Jeremy Kuzmarov promovierte an der Brandeis University und lehrte an zahlreichen
Universitäten und Hochschulen zu amerikanischer Geschichte und Diplomatie. Er ist Autor
der Bücher: The Myth of the Addicted Army: Vietnam and the Modern War on Drugs,
Modernizing Repression: Police Training and Nation Building in the American Century,
Obama’s Unending Wars: Fronting the Foreign Policy of the Permanent Warfare State und,
zusammen mit Co-Autor John Marciano, von The Russians Are Coming, Again: The First Cold
War as Tragedy, the Second as Farce. Er ist aktives Mitglied der Historians for Peace and
Democracy und der Tulsa Peace Fellowship und ist derzeit leitender Redakteur des
CovertAction Magazine. Er ist zu erreichen unter jkuzmarov2@gmail.com.

südostasien: Bis zu welchem Zeitpunkt lässt sich der US-amerikanische Einfluss auf die
Polizeiausbildung in anderen Staaten zurückverfolgen?

Jeremy Kuzmarov: Die Programme begannen mit dem Wachstum der US-Überseeimperien in den
Philippinen und Kuba zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Der Krieg auf den Philippinen beispielsweise
wurde aufgrund zahlreicher Grausamkeiten, die an die US-amerikanische Öffentlichkeit gelangten,
sehr unpopulär. Die so genannte Anti-Imperialist-League forderte den Abzug der US-Truppen aus
den Philippinen. Die Regierung zog die meisten US-Soldaten ab, behielt jedoch Resttruppen bei, um
die philippinische Gendarmerie auszubilden und die eigene Macht zu manifestieren (vgl. Artikel Der
Bumerang-Effekt des Imperialismus von Josh Makalintal). Dies legte den Grundstein für spätere
Ausbildungsprogramme, zum Beispiel in der Zeit des Kalten Krieges.

Nach dem Zweiten Weltkrieg, während der US- Besatzung Japans, bildeten viele der für U.S. Agency
of International Development (USAID) im Bereich öffentliche Sicherheit tätigen Mitarbeiter
japanische Polizeikräfte aus. Ursprünglich waren die USA bestrebt, die militaristische Regierung,
die es im Zweiten Weltkrieg gegeben hatte, umzubauen und nach menschenrechtlichen Prinzipien
aufzustellen. Nach kurzer Zeit verlagerte sich der Schwerpunkt jedoch auf die Bekämpfung der
japanischen kommunistischen Partei. So wurde die Polizei beispielsweise in
Überwachungsmaßnahmen geschult, Kommunist*innen wurden verhaftet und ins Gefängnis gesteckt
und die bürgerlichen Freiheiten wurden eingeschränkt.

Welche südostasiatischen Staaten waren vom sicherheitspolitischen Einfluss der USA
betroffen?
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Die Philippinen standen immer unter dem indirekten Einfluss der USA. Während des Kalten Krieges
war die CIA an der Unterstützung von Führern wie Ferdinand Marcos und an der Unterdrückung
linksgerichteter oder kommunistisch orientierter Bewegungen wie der Huk (Hukbong Bayan Laban
sa Hapon, sozialistische Widerstandsgruppe) beteiligt.

Andere Regionen, in denen die USA in der Zeit des Kalten Krieges stark investiert und
Satellitenregierungen aufgebaut haben, waren Korea und Südvietnam.

Eine der von den USA ausgebildeten Polizeieinheiten in den Philippinen zu Beginn des 20.
Jahrhunderts. © The Asia-Pacific Journal – Japan Focus

Welche Maßnahmen setzten die USA ein, um die betreffenden Staaten zu beeinflussen?

In Indonesien zum Beispiel nutzte die CIA Ausbildungsprogramme für die Polizei, um eine
paramilitärische Polizeibrigade als Gegenstück zur Armee aufzubauen, die dem [bis 1965, d.R.]
regierenden Sukarno gegenüber loyal war. Diese Brigade war an dem Staatsstreich von 1965
beteiligt, der zur Herrschaft von Suharto führte. Unter seiner Regierung wurde von 1965 bis 1967
ein Genozid verübt, der selbst von der CIA als eines der schlimmsten Blutbäder des 20. Jahrhunderts
bezeichnet wurde. Das Polizeiprogramm war jedoch nur ein Baustein der US-Strategie, es gab auch
militärische oder wirtschaftliche Hilfsprogramme, die rechtsgerichtete oder antikommunistische
Regierungen unterstützten. Wenn US-Beamt*innen damals behaupteten, die Menschenrechte zu
wahren und gleichzeitig auf die von (vermeintlichen) Kommunist*innen verübten Gräueltaten
hinwiesen, wurde eindeutig mit zweierlei Maß gemessen.

Was waren die ideologischen und politischen Motive hinter den Maßnahmen?

Viele Dokumente zeugen von einer Geisteshaltung, die vom Kalten Krieg und vom Anti-
Kommunismus besessen ist. Die US-Außenpolitik unter der Eisenhower-Administration zielte sogar
auf Regimewechsel von Regierungen ab, die lediglich kommunistische Gruppen duldeten und sich
ihnen gegenüber neutral verhielten. Dies galt beispielsweise für Kambodscha mit Prinz Sihanouk



oder für Sukarno in Indonesien, der die Bewegung der Blockfreien unterstützte. Darüber hinaus gab
es versteckte wirtschaftliche Motive. In Indonesien zielten die USA darauf ab, die Wirtschaft für
eigene Geschäftsinteressen und die Erdölausbeutung zu öffnen. Indonesien ist aufgrund seiner
Bodenschätze und seiner geografischen Lage ein strategisch sehr wichtiges Land, das darüber
hinaus über wichtige Militärstützpunkte verfügte.

Welche Rolle spielte das Office of Public Safety (OPS) innerhalb der U.S. Agency of
International Development (USAID)?

Das Programm begann nach dem Zweiten Weltkrieg in Japan, wo General Douglas MacArthur für die
Ausbildung der japanischen Polizeikräfte zuständig war. Anschließend richtete die Eisenhower-
Regierung die International Cooperation Administration (ICA) ein, die ebenfalls Polizeiprogramme
durchführte. Die Kennedy-Administration baute dies unter USAID aus, was von einigen USAID-
Beamt*innen abgelehnt wurde. Sie betrachteten das Programm eher als militaristisch denn als
humanitär. Entwicklungszusammenarbeit hat in der Regel jedoch politische Ziele, weshalb es nur
bedingt verwunderlich war, dieses Programm innerhalb von USAID durchzuführen. Viele der
Mitarbeiter*innen arbeiteten als verdeckte CIA-Agent*innen und hatten im Zweiten Weltkrieg im
Office for Strategic Services (OSS) gedient. Die Maßnahmen, die sie den Polizeikräften zur
Verfügung stellten, waren vielfältig und reichten von harmlosen Schulungen über die Aktualisierung
der Aktenführung bis hin zur Bereitstellung moderner Technologien. Da sie jedoch Teil der Strategie
zur Bekämpfung des Kommunismus waren, legten sie mehr Wert auf politische Polizeiarbeit als auf
polizeiliche Routinearbeit.

Im Jahr 1973 wurde das Amt abgeschafft. Die Programme wurden jedoch von anderen Behörden und
privaten Militärfirmen fortgesetzt.



Auch heute werden weiterhin Ausbildungsmanöver zwischen den USA und südostasiatischen
Staaten durchgeführt, zum Beispiel im Rahmen des Southeast Asia Cooperation and Training
(SEACAT). Hier zu sehen sind Beamte der Royal Malaysian Police Force beim Räumen des
Hauptdecks eines Schiffes während eines praktischen Übungsszenarios. © US Pacific Fleet, CC-BY-
NC, Flickr

Wie wirkte sich diese Politik auf die Zivilgesellschaft in den südostasiatischen Ländern
aus?

Selbst hochrangige Beamte der Kennedy-Regierung gaben Jahre später zu, dass die OPS-
Polizeischulungen genutzt wurden, um Gruppen wie Arbeiter*innen- oder
Menschenrechtsorganisationen zu infiltrieren. Die Strukturen ähnelten dem FBI, das für die
‚nationale Sicherheit’ zuständig war und deshalb linke Gruppen in den USA infiltrierte. Dieselben
Mitarbeiter*innen wurden nach Übersee gebracht, um mit lokalen Kräften linke und
zivilgesellschaftliche Gruppen ins Visier zu nehmen. Das hatte schreckliche Folgen für viele
Gesellschaften und zerstörte die politische Linke. Wenn linke Gruppen zerstört werden, wenden sich
die Menschen oft radikalen Gruppen, wie zum Beispiel Islamisten, zu. Einige Länder, wie Vietnam,
haben sich diesen Bemühungen widersetzt, aber andere, wie Indonesien oder die Philippinen, haben
unter faschistischer Herrschaft und Autoritarismus gelitten.

Lassen sich Verbindungen zwischen den aktuellen Strategien südostasiatischer Staaten,
wie dem ‚Krieg gegen Drogen’, und dem Vorgehen der USA im 20. Jahrhundert herstellen?

Es gibt direkte Linien. Während des Kalten Krieges wurden linke Gruppen zerschlagen, nicht-
liberale Volkswirtschaften zerstört, und ein starker Trend zu autoritärer Herrschaft geschaffen. Die
USA investierten viel Geld in die Unterstützung von polizeilichen Überwachungsapparaten. Selbst
nach der Abschaffung der OPS finanzierten die USA weiterhin Polizeikräfte unter dem Deckmantel
der Drogenbekämpfung, manchmal sogar mit denselben Beamt*innen. So liefert der ‚Krieg gegen
die Drogen’ nur einen neuen Vorwand für die Durchsetzung anti-kommunistischer und autoritärer
Interessen.

Gab es in den betroffenen Ländern gesellschaftlichen Widerstand gegen diesen Aufbau von
Polizeistrukturen?

Kommunist*innen wehrten sich oft und betrachteten die Geheimdienste als Feinde ihrer Länder. In
Vietnam wurden einige ausländische Agent*innen ermordet. Innerhalb der Polizeikräfte waren die
Beamt*innen oft froh über die Hilfe und die Ausrüstung, befolgten aber nicht unbedingt die
Ratschläge der USA. Viele korrupte Beamte nutzten das Geld auch für ihren eigenen Machterhalt.

Während des Kalten Krieges kam es zu schrecklichen Misshandlungen an vermeintlichen oder
tatsächlichen Kommunistinnen, wie etwa im Côn Sơn-Gefängnis in Südvietnam, das auch vom OPS
verwaltet wurde. US-amerikanische Kongressabgeordnete waren dort zu einer offiziellen Besichtigung.
Als sich einige Delegationsmitglieder von der Gruppe entfernten, fanden sie Gefangene in
unterirdischen Tigerkäfigen vor, in denen sie gefoltert wurden. Ihre Körper waren oft verstümmelt,
einige von ihnen waren jahrelang an den Boden gekettet. US-Beamt*innen gaben Erklärungen ab, die
die Gefangenen mit Untermenschen gleichsetzten, die nicht wie menschliche Wesen behandelt
werden sollten. Diese Haltung unter Sicherheitsoffiziellen war während des Kalten Krieges
vorherrschend.



Das LIFE Magazine vom 17. Juli 1970 berichtet über den Besuch der US-Kongressabgeordneten und
ihre Entdeckung der Tigerkäfige im Côn Sơn-Gefängnis. © manhhai, CC-BY 2.0, Flickr

Wie sahen die Gefängnisse, die von den USA gebaut und verwaltet wurden, generell aus?

In einem USAID-Prüfbericht wurden Aussagen eines Inspektors zitiert, wonach die Bedingungen im
Côn Sơn-Gefängnis und anderen Gefängnissen in ganz Südvietnam unmenschlich waren. Diese waren
überfüllt, Ratten liefen durch die Zellen und die Gefangenen mussten um 4 Uhr morgens aufstehen,
um ihr Essen zu kochen. Sie schliefen gestapelt übereinander, Krankheiten waren weit verbreitet. Ein
Teil der Überbelegung war darauf zurückzuführen, dass die von den USA unterstützte Polizei
Tausende von politischen Gefangenen inhaftierte. Als Folge des Berichtes wurde mehr Geld in die
Gefängnisse gesteckt, aber die Ausrüstung wurde aufgrund der weit verbreiteten Korruption
gestohlen. Die Bedingungen sollten als Erinnerung dafür dienen, dass, wenn Menschen rhetorisch
entmenschlicht werden, sie auch so behandelt werden.

Wie haben sich Rassismus und andere Formen der Diskriminierung in der Praxis geäußert?

In vielen Dokumenten besteht ein manifester Rassismus gegen Asiat*innen. Als herauskam, wie
schlimm die Situation in Côn Sơn und anderen Orten war, verwiesen Frank Walton (der
Gefängnisverantwortliche des OPS für Asien) und andere Offizielle auf die orientalischen Wurzeln der
Opfer und gaben an, dass im Orient andere Maßstäbe gelten als im amerikanischen
Strafrechtssystem. Weil die Insass*innen links und asiatisch seien, hätten sie nicht die gleichen
Rechte wie weiße Angelsächs*innen. Auch innerhalb asiatischer Gesellschaften wurde
Entmenschlichung als Mittel eingesetzt, um Gesellschaften zu spalten.

Welche Auswirkungen haben diese Strukturen auf die heutigen Zivilgesellschaften in
Südostasien?



Das Erbe dieser Programme ist sehr negativ. Auf den Philippinen halfen die USA beim Aufbau eines
mächtigen Polizeiapparats, der von jedem Präsidenten und jeder Präsidentin, wie etwa Duterte in
seinem Krieg gegen die Drogen, eingesetzt werden kann. In Indonesien führt das Militär weiterhin
verschiedene Aktivitäten in Provinzen durch, die sich abspalten wollen. Ein Teil dieses Erbes ist also
die Unterdrückungsfähigkeit der indonesischen Regierung, die durch die von den USA
bereitgestellte Hilfe und Ausrüstung noch mächtiger geworden ist. US- Amerikaner*innen sind nicht
die Ursache aller Probleme in der Region, aber die Gesamtheit dieses Einflusses war sehr negativ
und hinderlich für eine demokratische Entwicklung.

Interview und Übersetzung aus dem Englischen von: Simon Kaack

simon.kaack@yahoo.com

Simon Kaack studierte Human Rights Studies an der Universität Lund. Sein Fokus liegt auf der
Institutionalisierung von ASEAN sowie den politischen Systemen Festland-Südostasiens. Zudem ist er für
die YEP Academy tätig, die sich auf Youth Empowerment in Naturräumen spezialisiert. Er ist Mitglied im
Vorstand der Stiftung Asienhaus.
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„Das Regime steht kurz vor dem Bankrott“
By Simon Kaack
20. März 2024
Myanmar – Das Militär behauptet sich an der Macht, wird aber zunehmend von ethnischen
bewaffneten Gruppen unter Druck gesetzt. Fragen nach Staatsbürgerschaft und
Verfassungswesen für eine Zeit ‚nach der Junta‘ werden gestellt.
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2.

„Die Zivilgesellschaft muss Aufklärungsarbeit leisten“
By Simon Kaack
26. Februar 2024
Malaysia – Korruptionsskandale und gesellschaftliche Umbrüche haben das politische System
massiv transformiert. Große Gefahren bestehen jedoch in ethnischen Trennlinien und Online-
Populismus

3.

Staatskontrolle und Selbstzensur nehmen zu
By Simon Kaack
12. Januar 2023
Kambodscha brauche ‚mutige Investitionen‘, damit Medienschaffende unabhängig arbeiten
könnten, sagt James Gomez, Regionaldirektor des Asia Centre. Internationale
Organisationen sollten genau hinschauen, wen sie im Land unterstützen.

4.

Digitale Redefreiheit unter Beschuss
By Simon Kaack
27. Oktober 2022
Thailand – Online-Demokratie und digitale Rechte werden unter der Prayuth-Regierung massiv
angegriffen. Verleumdungs- und Cybergesetze werden als Waffen eingesetzt, um gegen
Aktivist*innen und Andersdenkende vorzugehen und sie zum Schweigen zu bringen.
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